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Unterrichtung 

 Der Präsident Hannover, den 17.05.2016 
des Niedersächsischen Landtages 
 – Landtagsverwaltung – 

Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2013 

Niedersächsisches Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit:  
Neue Stellen trotz fehlender Gebührengegenfinanzierung 

Beschluss des Landtages vom 17.09.2015 (Nr. 41 der Anlage zu Drs. 17/4192) 

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen fordert das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz auf, für ausreichende Gebühreneinnahmen im LAVES zu sorgen, um eine 
vollständige Gegenfinanzierung des zusätzlichen Personals beim Landesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit zu erreichen. 

Der Ausschuss erwartet, dass die weitergehende Stärkung des LAVES ab dem Haushaltsjahr 2015 
unter strikter Einhaltung der maßgeblichen haushaltsrechtlichen Grenzen realisiert wird. 

Über das Veranlasste ist dem Landtag bis zum 30.06.2016 zu berichten. 

 

Antwort der Landesregierung vom 13.05.2016 

Das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LAVES) hat 
2015 insgesamt einen positiven Budgetabschluss von rund 1,7 Millionen Euro erreicht und damit 
die weitergehende Stärkung unter strikter Einhaltung der haushaltsrechtlichen Grenzen realisiert. 

Allein bezogen auf die beiden Stärkungsstufen wurden 2015 insgesamt Einnahmen in Höhe von 
4,885 Millionen Euro erzielt und Ausgaben lediglich in Höhe von 4,151 Millionen Euro geleistet.  

Eine weitergehende Stärkung des LAVES ist zurzeit nicht vorgesehen, um insbesondere die weite-
re Konsolidierung des LAVES hinsichtlich der Aufnahme der neuen Aufgaben sowie der Einnah-
men sicherzustellen.  

 

(Ausgegeben am 07.06.2016) 
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